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2 StR 330/21 
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wegen bewaffneten Handeltreibens mit Betäubungsmitteln u.a. 
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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 31. August 2021 gemäß 

§ 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2, § 349 Abs. 2 und 4, § 354 Abs. 1 analog 

StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landge-

richts Frankfurt am Main vom 13. April 2021 wird 

a) die Strafverfolgung gemäß § 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 

Abs. 2 StPO auf den Vorwurf des bewaffneten Handeltrei-

bens mit Betäubungsmitteln in Tateinheit mit Besitz einer 

halbautomatischen Kurzwaffe zum Verschießen von Patro-

nenmunition, Besitz von Munition und vorsätzlich pflichtwid-

riger Aufbewahrung von Waffen und Munition beschränkt, 

b) die Einziehung von fünf pyrotechnischen Gegenständen 

(Knallkörper) des Herstellers J.                         aufge- 

hoben; diese entfällt. 

2. Die weiter gehende Revision wird verworfen. 

3. Der Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels zu 

tragen. 
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Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen bewaffneten Handeltreibens 

mit Betäubungsmitteln in Tateinheit mit Besitz einer halbautomatischen Kurz-

waffe zum Verschießen von Patronenmunition, Besitz von Munition und vorsätz-

lich pflichtwidriger Aufbewahrung von Waffen und Munition zu einer Freiheits-

strafe von drei Jahren und acht Monaten verurteilt und Einziehungsentscheidun-

gen getroffen. Dagegen wendet sich der Beschwerdeführer mit seiner auf die 

Rüge der Verletzung materiellen Rechts gestützten Revision. Das Rechtsmittel 

führt in dem aus der Entscheidungsformel ersichtlichen Umfang zur Beschrän-

kung des Verfahrens. Im Übrigen ist es unbegründet.  

Aus prozessökonomischen Gründen beschränkt der Senat mit Zustim-

mung des Generalbundesanwalts die Strafverfolgung gemäß § 154a Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 StPO auf den Vorwurf des bewaffneten Handeltreibens mit 

Betäubungsmitteln in Tateinheit mit Besitz einer halbautomatischen Kurzwaffe 

zum Verschießen von Patronenmunition, Besitz von Munition und vorsätzlich 

pflichtwidriger Aufbewahrung von Waffen und Munition, weil die Feststellungen 

nicht ausreichend belegen, dass es sich bei den beim Angeklagten sichergestell-

ten fünf pyrotechnischen Gegenständen (Knallkörper) des Herstellers J.        

                      um erlaubnispflichtige explosionsgefährliche Stoffe im Sinne von  

§ 3 Abs. 1, § 3a Abs. 1, § 27 Abs. 1, § 40 Abs. 1 SprengG handelte. Die Um-

schreibungen gestatten dem Revisionsgericht nicht die abschließende Prüfung, 

ob insoweit die Voraussetzungen für die Annahme eines Tatbestandsmerkmals 

von § 3 Abs. 1, § 3a Abs. 1 SprengG erfüllt sind (vgl. BGH, Beschluss vom 

28. April 2021 – 4 StR 397/20, juris).  

Die vom Landgericht ausgesprochene tateinheitliche Verurteilung wegen 

unerlaubten Umgangs mit explosionsgefährlichen Stoffen entfällt damit. Auf die 
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Strafe wirkt sich die dadurch bewirkte Änderung des Schuldspruchs nicht aus, 

weil das Landgericht die tateinheitliche Verurteilung wegen unerlaubten Um-

gangs mit explosionsgefährlichen Stoffen nicht strafschärfend berücksichtigt hat.  

Die Einziehung von fünf sichergestellten pyrotechnischen Gegenständen 

(Knallkörper) entfällt, zumal der Angeklagte auf die Herausgabe verzichtet hat. 

Franke Appl Eschelbach 

 Zeng Lutz 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Frankfurt am Main, 13.04.2021 - 5/17 KLs 25/20 - 5180 Js 243432/20 
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